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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 15. November 1967 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Ascher und 
der Bundesrichter Wüstenberg, Maaß, DriLoev/enheim 
und von der Mühlen

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird 
das Urteil des 10. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Frankfurt/Main 
vom 28. Mai 1965 aufgehoben, soweit 
die Berufung der Klägerin gegen das 
Urteil der 4» EntSchädigungskammer 
des Landgerichts in Wiesbaden vom 
6. September 1963 zurückgewiesen und 
über die außergerichtlichen Kosten 
des Rechtsstreits entschieden ist.

In diesem Umfang und zur Entscheidung 
über die außergerichtlichen Kosten der 
Revision wird der Rechtsstreit zur er­
neuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

. Das Verfahren des Revisionsrechtszugs 
ist frei von gerichtlichen Gebühren und 
Auslagen.

Von Rechts wegen
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Tatbestandj

Die am 13» März 1891 geborene Klägerin ist jüdischer 
Abstammung. Am 15. März 1911 legte sie in Frankfurt/Main 
die Prüfung für das Lehramt an Volks-, Mittel- und höheren 
Schulen mit Erfolg ab. 1918 heiratete sie einen Zahnarzt. 
Bis zu dessen Tod im Jahre 1939 war sie nicht mehr berufs­
tätig, Vom 1. Februar 1940 bis zum 15. Juni 1940 arbeite­
te sie im Krankenhaus der Jüdischen Gemeinde in Frankfurt. 
Von Mitte Juni 1940 bis Ende August 1941 war sie als Hort­
leiterin des der Jüdischen Volksschule in Frankfurt/Main 
angeschlossenen Kindergartens tätig. Dann wanderte sie in 
die Vereinigten Staaten von Amerika aus.

Im Aufnahmeland arbeitete die Klägerin vom 10. Sep­
tember 1941 bis zum August 1942 als Hausgehilfin und an­
schließend bis zum Sommer 1943 als Kindergärtnerin. Da­
nach fand sie eine Anstellung bei einer Hochschule für 
jüdische Theologiestudenten. Bis 1955 war sie als Haus­
hälterin, der insbesondere auch die Leitung der Küche 
und später des gesamten Wirtschaftsbetriebs oblag, tätig. 
Wegen zunehmenden Alters konnte die Klägerin von 1956 
bis I960 nur noch in geringerem Umfang arbeiten. Ihre 
Tätigkeit beschränkte sich auf eine allgemeine Haus­
dame Btellung, Wäscheverteilung und die Vertretung von 
abwesenden anderen Angestellten an deren freien Tagen.

Die Klägerin beansprucht Entschädigung wegen Scha­
dens im beruflichen Fortkommen nach den Bestimmungen des 
Bundesentschädigungsgesetzes. Außerdem geltend gemachte 
Ansprüche nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut­
machung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes hat sie zurückgenommen.
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Die Entschädigungsbehörde hat der Klägerin eine 
Kapitalentschädigung von 1.984>- DM zuerkannt. Sie hat 
die Klägerin in den einfachen Dienst eingestuft und 
einen vom 1. September 1941 bis zum 31 <> Dezember 1944 
dauernden Entschädigungszeitraum zugrundegelegt. Durch 
einen weiteren Bescheid hat die Bntschädigungsbehörde 
die von der Klägerin gewählte Rente abgelehnt.

Die Klägerin hat gegen beide Bescheide Klage er­
hoben.

Das Landgericht hat ihr für die Zeit vom 1.' Novem­
ber 1953 an eine monatliche Rente von 100,- DM zugespro­
chen und die Klage im übrigen abgewiesen. Es hat die 
Rentenvoraussetzungen als gegeben angesehen, die Klä­
gerin in den mittleren Dienst eingestuft und für die 
Berechnung der der Rente zugrunde zu legenden Kapital­
entschädigung den Entschädigungszeitraum vom 1. August 
1941 bis zum 31. Dezember 1944 bemessen.

Die Klägerin hat Berufung eingelegt. Sie hat mit 
dieser die Verurteilung des beklagten Landes zur Zah­
lung der in § 95 Abs. 1 BEG aE., § 33a 3. DV-BEG aE. 
vorgesehenen Höchstrenten verlangt.

Das beklagte Land hat Anschlußberufung eingelegt 
mit dem Antrag, die Klage in vollem Umfang abzüv/eisen.

Das Oberlandesgericht hat die Anschlußberufung 
des beklagten Landes zurückgewiesen, auf die Berufung 
der Klägerin das Urteil des Landgerichts teilweise ge­
ändert und der Klägerin unter Einschluß der ihr vom
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Landgericht zugesprochenen Rente für die Zeit vom 1. No­
vember 1953 his zum 31. Dezember I960 eine monatliche 
Rente von 193,35 DM und für die Zeit vom 1. Januar 1961 
bis zum 31 * Mai 1965 eine monatliche Rente von 214,81 DM, 
insgesamt an Rückständen 24.013,40 DM, sowie ferner für 
die Zeit vom 1« Juni 1965 an eine monatliche Rente von 
215,- DM zuerkannt. Die weitergehende Berufung der Klä­
gerin hat das Oberlandesgericht zurückgewiesen.

Mit der Revision, die von dem erkennenden Senat zu­
gelassen worden ist, verfolgt die Klägerin ihren im Be- 
rufungsrechtszug gestellten Antrag, soweit ihm nicht 
stattgegeben ist, weiter.

Das beklagte Land beantragt, die Revision zurückzu­
weisen»

Entscheidungsgründe:

Die.aus einer unselbständigen Erwerbstätigkeit ver­
drängte Klägerin ist, wenn die sonstigen Voraussetzungen 
dafür vorliegen, vom 1. November 1953 an rentenberech­
tigt, da sie im Jahre 1951 das 60. Lebensjahr vollendet 
hatte (§ 94 BEG, § 33 Abs. 5 3. DV-BEG).

Das Berufungsgericht hat die Klägerin in den mitt­
leren Dienst eingestuft. Das nach der Anlage 3 zur 3. DV-BEG 
dafür in den letzten drei Jahren vor der Verfolgung er­
forderliche Einkommen habe sie nicht erzielt, Ihre Aus­
bildung als Lehrerin für das Lehramt an Volks-, Mittel­
und höheren Schulen ermögliche zwar die Einstufung in
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den mittleren Dienst, aber keine höhere Einstufung. Die 
Klägerin sei als Hortloiterin nicht in einem Beruf tätig 
gewesen, für den sie vorgebildet gewesen sei. Sie habe 
weder bestimmte Chancen als Hortleiterin noch Chancen 
auf eine das Einkommen eines Beamten des gehobenen 
Dienstes vergleichbare Arbeitsvergütung gehabt. Der Vor­
trag der Klägerin, daß sie aus Verfolgungsgründen nicht 
in ihrem erlernten Beruf habe tätig v/erden, sondern nur 
eine geringerwertige Tätigkeit habe ausüben können, 
rechtfertige die Einstufung in den gehobenen Dienst 
nicht; denn für die Unmöglichkeit, eine der abgeschlos­
senen Berufsausbildung entsprechende Erwerbstätigkeit 
aufzunehmen, werde Entschädigung nur gewährt, wenn ein 
enger zeitlicher Zusammenhang zwischen dem Abschluß 
der Berufsausbildung und der Nich tauf nähme der beruf­
lichen Tätigkeit bestehe. Die Klägerin habe aber be­
reits 1911 die Lehrerinnenprüfung abgelegt und von 1918 
bis zum Tode ihres Ehemannes im Jahre 1939 nicht wieder 
berufstätig werden wollen.

Demgegenüber weist die Revision auf Entscheidungen 
des erkennenden Senats über die Bedeutung der Berufsaus­
bildung als Einreihungsmerkmal hin, wobei sie insbeson­
dere Entscheidungen im Auge hat, die einen in den letzten 
drei Jahren vor der Verfolgung mit Verlust oder ohne 
nennenswerten Gewinn arbeitenden selbständigen Unter­
nehmer betreffen (Urteile RzW 1961, 397 Nr. 31, 1964,
173 Nr. 37, 1965, 232 Nr. 29)» Die Berücksichtigung der 
Berufsausbildung führt in derartigen Fällen zu der gebo­
tenen Einstufung, weil, wie der Senat ausgesprochen hat, 
regelmäßig im Lauf der Zeit die Berufsausbildung weit­
gehend auch die wirtschaftlichen Ergebnisse aus der



Nutzung dor Arbeitskraft bestimmt, obwohl sich das gera­
de in den letzten drei Jahren vor dem Beginn der Verfol­
gung nicht gezeigt hat. Eine derartige Sachlage kann 
auch bei einer unselbständigen Erwerbstätigkeit gege­
ben sein. Es ist möglich, daß ein Verfolgter aus besonde­
ren Gründen in den letzten drei Jahren vor der Verfol­
gung, aber nicht endgültig, in einer seiner Berufsaus­
bildung nicht entsprechenden abhängigen Stellung tätig 
war, und daß auch dann die entsprechend der Berufsaus­
bildung erfolgende Einstufung der wirtschaftlichen Stel­
lung entspricht, die der Verfolgte ohne die Verfolgung 
wieder erreicht hätte.

Gleichwohl können bei der Einstufung der Klägerin 
berufliche Möglichkeiten, die ihr durch die 1911 abge­
schlossene Ausbildung für den Beruf der Lehrerin eröff­
net wurden, nicht berücksichtigt werden. Die Klägerin 
war nach der Eheschließung bis zum Tode ihres Ehemannes 
nicht berufstätig. Ihr steht deshalb nach dem Gesetz da­
für, daß sie nach dem Tode ihres Ehemannes durch die 
Verfolgung gehindert wurde, ihren früheren Beruf aufzu­
nehmen, kein Entschädigungsanspruch zu (Senatsurteil 
RzW 1964, 223 Nr. 21 sowie Urteil vom 3® November 1967 
IV ZR 135/66). Dann kann es aber auch bei der Einstu­
fung wegen des nach dem Tode ihres Ehemannes von ihr 
ausgeübten Berufs nicht darauf ankommen, daß die Ver­
folgung der Klägerin die Aufnahme des Berufs als Lehrerin 
unmöglich machte. Wie der Senat wiederholt ausgesprochen 
hat, ist die Berufsausbildung nicht losgelöst von der 
tatsächlichen beruflichen Entwicklung, die das Berufs­
leben des Verfolgten genommen hat, zu bewerten (Urteile 
RzW 1965, 231 Nr. 28, 1967, 127 Nr. 23, ferner Urteile 
vom 30. April 1965 IV ZR 157/64 und vom 30. März 1966
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IV ZR 19/65). Da die Klägerin vor oder mit der Heirat 
den Beruf der Lehrerin aufgegehen hatte und sich erst 
nach mehr als zwei Jahrzehnten entschloß, wieder be­
rufstätig zu werden, kann es für die Einstufung, die 
der Berechnung der Entschädigung für den durch die 
Verdrängung aus der neuen Berufstätigkeit entstande­
nen Schaden dienen soll, nur darauf ankommen, zu wel­
cher Einstufung die heue Berufstätigkeit führt . Das 
Berufungsurteil ergibt, daß die Klägerin in dem Beruf 
der Hortleiterin, aus dem sie durch die Verfolgung ver­
drängt wurde, nicht die Möglichkeit gehabt hätte, das 
Einkommen eines Beamten des gehobenen Dienstes zu er­
reichen. Eine Einstufung der Klägerin in den gehobenen 
Dienst, die diese selbst erst in der Berufungsinstanz 
beansprucht hat, scheidet demnach aus.

Das Berufungsgericht hat die Einstufung in den 
mittleren Dienst mit der Ausbildung der Klägerin als 
Lehrerin für das Lehramt an Volks-, Mittel- und höheren 
Schulen begründet. Damit wäre diese Einstufung, da es 
auf den nach der Eheschließung aufgenommenen Beruf an­
kommt, nur dann zu rechtfertigen, wenn die Vorbildung 
der Klägerin in dem von ihr ausgeübten Beruf der Hort­
leiterin die Möglichkeit eröffnet hätte, dem mittleren 
Dienst entsprechende Einkünfte zu erreichen. Das ist 
bisher nicht festgestellt. Im übrigen würde zwar, wenn 
die Höhe ihrer Bezüge durch den allgemeinen Verfolgungs­
druck, dem auch die Arbeitgeberin der Klägerin als eine 
jüdische Einrichtung ausgesetzt war, beeinflußt worden 
sein sollte, kein anderes als das wirklich erzielte Ein­
kommen für die Feststellung der wirtschaftlichen Stel­
lung zugrunde gelegt werden können, solange die Klägerin 
selbst in der von ihr aufgenomraenen Erwerbstätigkeit
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nicht beeinträchtigt war (Beschluß des Senats RzW 1966,
430 Nr. 42); jedenfalls aber wäre die über die wirt­
schaftliche Stellung hinausgehende Einstufung in den 
mittleren Dienst geboten, falls die Klägerin nach 
ihrer Vorbildung und ihren Fähigkeiten ohne die Ver­
folgung in dem ausgeübten Beruf der Hortleiterin das 
für diese Einstufung erforderliche Einkommen hätte be­
ziehen können (Senatsurteil vom 30. April 1965 IV ZR 157/64).

Die von dem Berufungsgericht getroffenen Feststel­
lungen ergeben, daß die Klägerin bis zum Jahre I960 aus 
der von ihr in den Vereinigten Staaten von Amerika aus­
geübten Erwerbstätigkeit nachhaltig keine ausreichende 
Lebensgrundlage erlangt hat. Ihr Einkommen hat die bei 
einer Einstufung in den mittleren Dienst für sie maßge­
benden labellensätze der Anlage 1 zur 3« DV-BEG nur in 
den Jahren 1948 und 1949 überschritten. Das Jahr 1955, 
für das das Berufungsgericht das ebenfalls angenommen 
hat, scheidet aus, da nach § 75 Abs. 3 Satz 2 BEG in der 
Fassung des BEG-Schlußgesetzes dem Vergleichseinkommen 
für die Zeit von der Vollendung des 60. Lebensjahres 
der Klägerin an ein Versorgungszuschlag von 30 $> hinzu­
zurechnen ist.

Das Berufungsgericht hat jedoch die Auffassung ver­
treten, daß der Entschädigungszeitraum nach den §§ 92,
79 BEG mit dem 31. Dezember 1955 ende, da die Klägerin 
seitdem nicht mehr arbeitsfähig sei. Das ergebe sich 
daraus, daß sie aus Altersgründen von 1956 an ihre Ar­
beitszeit auf etwa ein Drittel gemindert und auch die 
Art ihrer Tätigkeit geändert habe. Rach ihrem Vortrag 
sei sie mangels hinreichender Versorgung auf Verdienst an­
gewiesen gewesen; sie wäre also aller Wahrscheinlichkeit
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nach in größerem Umfang berufstätig gewesen? wenn sie 
dazu körperlich in der Lage gewesen wäre. Dafür spre­
che die allgemeine Lebenserfahrung; mit der Erreichung 
des 65. Lebensjahres pflegten in unselbständiger Arbeit 
tätige Menschen ihre Berufstätigkeit zu beenden. Dieses 
Alter habe aber die Klägerin 1956 gerade erreicht. Es 
sei weder behauptet noch erkennbar, daß die seit 1956 
bestehende Arbeitsunfähigkeit zumindest 50 i» verfolgungs­
bedingt gewesen sei. § 79 Abs. 2 BEG sei daher nicht an­
wendbar. Daraus ergebe sich weiter, daß die Klägerin auch 
in Deutschland seit 1956 nicht mehr hätte berufstätig sein 
können.

Die von dem Berufungsgericht getroffenen Feststel­
lungen rechtfertigen die Anwendung des § 79 BEG nicht, 
wie die Revision mit Recht geltend macht.

Nach § 79 BEG, der einen besonderen Anwendungsfall 
des § 9 Abs. 5 BEG darstellt, endet der Entschädigungs­
zeitraum, wenn der Verfolgte auf die Dauer nicht mehr 
fähig ist, den Beruf, aus dem er verdrängt worden ist, 
auszüüben. Das Nachlassen seiner Fähigkeit, die beruf­
lichen Aufgaben wahrzunehmen, denen er sich nach der 
Verdrängung im Aufnahmeland unterzog, ist also in die­
sem Zusammenhang nur von Bedeutung, soweit es Rückschlüs­
se darauf zuläßt, ob und wann der Verfolgte in dem Beruf, 
den er vor der Verfolgung ausübte, arbeitsunfähig gewor­
den wäre. Zu berücksichtigen ist dabei, ob sich in die­
sem Beruf nach dessen Art Stellungen finden, die ältere 
nicht mehr voll einsatzfähige Personen noch ausfüllen 
können und die ihnen im Alter üblicherweise gegeben wer­
den. Erst von dem Zeitpunkt an, seitdem der Verfolgte 
in dem früheren Beruf endgültig und vollständig arbeite-
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unfähig ist, wofür von der Vollendung des 70. Lebensjahrs 
an eine Vermutung spricht, endet der Entschädigungszeit- 
raum nach dieser Vorschrift (Senatsurteile RzW 1964, 221 
Nr. 20, 1965, 519 Nr. 25).

Entgegen der Auffassung der Revisionserwiderung 
kommt eine Kürzung der Entschädigung für die Zeit, in 
der der Verfolgte seinen früheren Beruf nur noch in be­
schränktem Umfang hätte ausüben und nicht mehr sein vol­
les Einkommen hätte erzielen können, nicht in Betracht. 
Die Kürzung verbietet sich schon deshalb, weil die Ent­
schädigung wegen BerufsSchadens pauschaliert ist und 
keinen vollen Schadensausgleich erbringt.

Feststellungen darüber, daß die Klägerin seit 1956 
in dem Beruf, aus dem sie verdrängt worden ist, voll­
ständig arbeitsunfähig war, hat das Berufungsgericht 
nicht getroffen. Dagegen spricht, daß die Klägerin im 
Aufnahmeland über diesen Zeitpunkt hinaus berufstätig 
war, wenn auch in beschränktem Umfang. Wenn die Kläge­
rin wegen Fehlens einer hinreichenden Versorgung ge­
zwungen war, weiterhin einem Erwerb nachzugehen, und 
das auch durchzuführen vermochte, so kann ihr grund­
sätzlich nicht entgegengehalten werden, sie sei in 
ihrem früheren Beruf arbeitsunfähig gewesen.

Das Berufungsgericht hat auf die allgemeine Le­
benserfahrung hingewiesen, nach der in unselbständi­
ger Arbeit tätige Personen mit der Vollendung des 65. 
Lebensjahrs ihre Berufstätigkeit zu beenden pflegten.
Eine selbständige Feststellung, daß sich auch die Klä­
gerin ohne die Verfolgung so verhalten hätte, liegt
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darin nicht. Bemerkt sei jedoch, daß eine solche Fest­
stellung aus Rechtsgründen nicht ausgeschlossen wäre.
Nach § 79 Ahs. 1 Satz 2 BEG wird nicht vermutet, daß 
ein Verfolgter his zum 70. Lebensjahr erwerbstätig ge­
wesen wäre (Senatsurteil RzW 1962, 174 Nr. 23). Die Prü­
fung, ob die Klägerin in dem Beruf, aus dem sie ver­
drängt worden ist, mit an Sicherheit grenzender Wahr­
scheinlichkeit ohne die Verfolgung nicht über das 65 < Lebenŝ  
jahr hinaus gearbeitet hätte, wäre nach § 287 ZPO vor­
zunehmen (Urteil des Senats RzW 1958, 318 Nr. 55). Eine 
dahingehende Feststellung würde die Grundlage für die 
Beendigung des Entschädigungszeitraums nicht nach § 79 
BEG, sondern unmittelbar nach § 9 Abs, 5 BEG bilden.
Der Beendigung des Entschädigungszeitraums unter diesem 
Gesichtspunkt würde es nicht entgegenstehen, wenn die 
Klägerin ohne die Verfolgung für die Zeit des alters­
bedingten Ausscheidens aus dem Dienst von ihrer Arbeit­
geberin oder einer anderen Stelle ein Altersgeld bezo­
gen hätte. Dabei würde es sich um ein Entgelt für die 
frühere Arbeitsleistung handeln, dessen Verlust durch 
den Versorgungszuschlag zur KapitalentSchädigung, die 
für die Zeit der Verdrängung aus der Erwerbstätigkeit 
berechnet v/ird, abgegolten wird.

Der Sachverhalt bedarf mithin einer nochmaligen 
tatsächlichen Prüfung unter den angegebenen recht­
lichen Gesichtspunkten.

Das Berufungsgericht wird ferner zu beachten haben, 
daß nach der zu § 41 3. DV-BEG aF. ergangenen Recht­
sprechung des Senats auch die einzelnen rückständigen 
Rentenbeträge aufzurunden sind (Beschluß RzW 1965,
284 Nr. 35). Durch die Neufassung des § 41 3. DV-BEG
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i.d.P. der 7. ÄndVO ist das ausdrücklich klargestellto 
Die Neufassung hat zwar nach § 43 Nr. 2 3.DV-BEG keine 
rückwirkende Kraft; sie ist aber anzuwenden, soweit, 
wie es hier der Pall ist, die Entscheidung noch nicht 
rechtskräftig ist.

Durch die Zurückweisung der Anschlußberufung des 
beklagten Landes ist die Klägerin nicht beschwert.

Das angefochtene Urteil ist demnach aufsuheben, so­
weit die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Land­
gerichts zurückgewiesen ist« Auch die Entscheidung des 
Berufungsgerichts über die außergerichtlichen Kosten des 
Rechtsstreits kann nicht bestehen bleiben. Im Umfang 
der Aufhebung ist die Sache zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen„ 
Das Berufungsgericht wird auch über die außergericht­
lichen Kosten der Revision zu befinden haben.
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Nach § 225 Abs. 1 BEG ist das Verfahren des Kevi- 
sionsrechtszugs frei von gerichtlichen Gebühren und 
Auslagen.

Ascher Wüstenberg Maaß
Dr. loewenheim von der Mühlen
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